
6  Strahlentelex Nr. 420-421 / 2004

gen als Brennstoff einzuset-
zen, klagt Reinhold Thiel,
Sprecher der Ulmer Ärzteini-
tiative, einer Regionalgruppe
der IPPNW.

Zur Erinnerung: Das Atom-
kraftwerk Gundremmingen
wird mit seinen Reaktorblök-
ken B und C als Deutschlands
größte Atomreaktoranlage mit
Siedewasserreaktoren betrie-
ben, einem veralteten Bauart-
prinzip mit nur einem Kühl-
kreislauf. 1995 wurde den
AKW-Betreibern trotz massi-
ver Bedenken und Einwände
zugestanden, diese Anlage
auch mit plutoniumhaltigen
MOX-Brennelementen zu be-
treiben, obwohl dadurch der
Atombetrieb um ein vielfa-
ches riskanter wurde.

Neben den erhöhten Sicher-
heitsrisiken im laufenden Be-
trieb entstehen durch Abbrand
von MOX auch große weitere
Probleme bei der anschließend
notwendigen Lagerung des
Atommülls. Durch den Ab-
brand von MOX-Brennele-
menten werden neue langle-
bige, hochgiftige und radio-
aktive Elemente erbrütet. Im
Vergleich zum Abbrand von
„normalen“ Uranbrennele-
menten werden dadurch län-
gere Abklingzeiten und Lager-
fristen notwendig.

Die Betreiber des AKW
Gundremmingen planen, auf
ihrem Kraftwerksgelände ein
Atommüllager zu bauen. Die-
ses Lager in Form einer offe-
nen und gut durchlüfteten
Halle wird mit 192 CASTOR-
Stellplätzen Deutschlands
größtes Lager für Atommüll
werden. Die dortigen Lager-
mengen übersteigen an radio-
aktivem Potential die bisher
genehmigten Mengen der La-
ger von Ahaus und Gorleben.

Ob der Müll von dort, wie zu-
nächst geplant, in 40 Jahren
abgeholt wird, ist höchst un-
gewiß. Denn bisher gibt es
nirgends ein Endlager, in dem
diese Stoffe über tausende von
Jahren sicher für Mensch, Tier
und Pflanze abgeschirmt und
verantwortungsvoll gelagert
werden können. l

Eine weitere Nutzung der
Atomenergie, wie sie die
CDU-Chefin Angela Merkel
und Bayerns Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber befür-
worten, wird von der Mehrheit
der Deutschen abgelehnt. In
einer Forsa-Umfrage unter
1007 repräsentativ ausgewähl-
ten Bundesbürgern am 3. und
4. Juni 2004 im Auftrage des
Hamburger Magazins stern
sprachen sich 47 Prozent der
Befragten für einen allmähli-
chen Verzicht auf die Kern-
energie aus. 18 Prozent plä-
dierten sogar dafür, so schnell
wie möglich auszusteigen. Da-
für, daß die Kernenergie wei-
ter wie bisher genutzt werden
soll, stimmten nur 30 Prozent.

Obwohl 53 Prozent der
Bürger befürchten, es könnte
in der Energieversorgung
Deutschlands langfristig zu
größeren Engpässen kommen,
sind die Deutschen strikt ge-
gen den Bau neuer Atom-
kraftwerke. 79 Prozent spra-
chen sich in der stern-Um-
frage dagegen aus, dafür sind
nur 18 Prozent. Eine Mehrheit
von 51 Prozent ist auch dage-
gen, die bestehenden Atom-
kraftwerke länger als verein-
bart zu nutzen, dafür sind 42
Prozent.

Auf die hohen Öl- und Ben-
zinpreise wollen die Bundes-
bürger demnach vor allem mit
Sparen reagieren. 54 Prozent
der Befragten gaben an, sie
wollten künftig ihren Ver-
brauch an Benzin, Strom und
anderen Energiearten reduzie-
ren, 39 Prozent sagten, sie
würden in Zukunft weniger
Auto fahren, und 87 Prozent
der Autofahrer wollen beim
nächsten Autokauf ein Fahr-
zeug mit niedrigem Verbrauch
auswählen. Die statistische
Fehlertoleranz der Befragung

wird mit ± 3 Prozentpunkte
angegeben.

Zehntes 3-Ländertreffen
in Passau

Das 3-Ländertreffen – ein Zu-
sammenschluß von deutschen,
tschechischen und österreichi-
schen Anti-Atom-Organisa-
tionen – startete am 25. Juni
2004 in Passau eine Initiative,
mit der der Wiedereinstieg
Deutschlands in die Nutzung
der Atomenergie unter Ein-
bindung von PolitikerInnen,
WissenschafterInnen, Religi-
onsgemeinschaften, der Wirt-
schaft und von Prominenten
aus Kultur und Sport verhin-
dert werden soll. Damit rea-
gieren die Anti-Atom-Grup-
pierungen aus Deutschland,
Österreich und Tschechien
erstmals gemeinsam auf die
Aussagen von CDU- und
CSU-Politikerinnen und Poli-
tikern der vergangenen Wo-
chen.

Der bayerische Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber (CSU)
und auch die CDU-Vorsit-
zende Angela Merkel hatten
sich wiederholt für eine fort-
gesetzte Nutzung der Atom-
energie ausgesprochen. „Eine
CDU/CSU-Regierung würde
es den Betreibern ermögli-
chen, Kernkraftwerke solange
laufen zu lassen, wie sie es
wollen“, hatte Angela Merkel
erklärt. Die bayerische Staats-
regierung hatte für eine stär-
kere Nutzung der Kernenergie
plädiert, wozu gegebenenfalls
auch der Neubau von Atom-
anlagen gehöre („Die Welt“
vom 7. Juni 2004).

Beim 3-Ländertreffen in Pas-
sau hatten Politiker der CSU,
der FDP, der Grünen und der
ödp den Anti-Atomgruppen
Rede und Antwort gestanden.
Dabei stieß die Aussage des

Landtagsabgeordneten Konrad
Kobler (CSU) auf besonderes
Interesse, der erklärte, daß an
einen Neubau von Atom-
kraftwerken nicht gedacht sei.

Insgesamt verstärke sich neu-
erlich die Befürchtung einer
atomaren Renaissance, die
sich für die Zeit nach den
Bundestagswahlen 2006 an-
kündige, erklärten die Veran-
stalter des Treffens von der
Oberösterreichischen Platt-
form gegen Atomgefahr Linz,
dem Aktionskomitee Stop
Temelin, dem Verein Gemein-
sam für Sonne und Freiheit,
der Bayerischen Plattform ge-
gen Atomgefahr insbesondere
aus Temelin e.V., dem Bund
Naturschutz Landhut, der Bür-
gerinitiative Isartal e.V., dem
Bürgerforum gegen Atom-
kraftwerke Landshut und Um-
gebung, der Greenpeace-
Gruppe Passau, der Vereini-
gung Südböhmische Mütter,
Budweis, und der Bürgerini-
titave Umweltschutz, Bud-
weis.

Das 3-Ländertreffen verab-
schiedete eine Resolution und
einen Aktionsplan, der den
Wiedereinstieg Deutschlands
in die Nutzung der Atomener-
gie verhindern soll. Demnach
sollen die Kontakte zwischen
Österreich, Deutschland und
Tschechien auf der Ebene der
Anti-Atom-Organisationen
verstärkt werden, Gespräche
österreichischer und tschechi-
scher PolitikerInnen von
Bund, Land und Kreisen mit
der bayerischen Staatsregie-
rung und der deutschen Bun-
desregierung eingefordert
werden, der Informationsaus-
tausch zwischen Deutschland,
Österreich und Tschechien
verbessert und von Politiker-
Innen in Österreich, Deutsch-
land und Tschechien entspre-
chende Maßnahmen gefordert
werden, und schließlich müsse
Österreich eine offizielle Er-
klärung zu atomaren Aus-
bauplänen in Deutschland ein-
fordern, wie dies zu den Aus-
bauplänen in der Slowakei
und in Tschechien geschehen
sei. l
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Große Mehrheit der Deutschen
lehnt neue Atomkraftwerke ab
3-Länder-Initiative gegen eine atomare Renaissance
in Deutschland gestartet


